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Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) sieht in der Beschleunigung von Planungs- und Geneh-

migungsverfahren einen zentralen Hebel, um bürokratische Entlastungen für Staat und Wirt-

schaft zu erreichen. Deshalb ist der NKR schon seit längerem mit der Thematik befasst. So hat er 

sehr aktiv die Initiative von Bund und Ländern für einen Pakt zur Beschleunigung von Planungs- 

und Genehmigungsverfahren, z. B. im Rahmen eines Positionspapiers1, unterstützt.  

Vor diesem Hintergrund bedankt sich der NKR für die Gelegenheit zur Teilnahme an dem Fach-

gespräch und gibt, vertreten durch Andrea Wicklein, folgende Stellungnahme zu den Anträgen 

ab:  

a) Zum Antrag der Fraktion des SSW - Echte Verfahrensbeschleunigung für Infrastruk-

turvorhaben – Legalplanung nach dänischem Vorbild (Drucksache 20/2207):

Grundsätzlich ist eine Legalplanung in Deutschland möglich. Eine „allgemeine und grundsätzli-

che Regelung“, wie im Antrag gefordert, ist jedoch verfassungsrechtlich nicht möglich, da immer 

auf den Einzelfall, d.h. auf eine begrenzte und klar definierte Anzahl von Maßnahmen abgestellt 

1Positionspapier des NKR zu dem Pakt zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren: 
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspa-
piere/pakt_beschleunigung.pdf?__blob=publicationFile&v=1 
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SEITE 2 VON 4 werden muss. Insgesamt sind die Voraussetzungen für eine Anwendung der Legalplanung in 

Deutschland hoch, sodass sie nach Einschätzung des NKR eher die Ausnahme bleiben wird.  

Wie bereits von der Landesregierung ausgeführt, liegt der wesentliche zeitliche Vorteil der Legal-

planung im eingeschränkten Rechtsschutz. Das Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz von 2020 

war seinerzeit insbesondere deshalb auf heftige Kritik gestoßen, weil die Aarhus-Konvention und 

ihre unionsrechtlichen Umsetzungsakte (insbesondere die UVP-Richtlinie) einer Anwendung ge-

rade wegen des eingeschränkten Rechtsschutzes entgegenstehen könnten. Demgegenüber zielt 

das Maßnahmenpaket 2023 auf eine vom NKR begrüßte Beschleunigung durch Straffung der 

Planfeststellungsverfahren im Rahmen des rechtlich Zulässigen sowie durch weitere Beschleuni-

gungsmaßnahmen (insbesondere Digitalisierung der Verfahrensabläufe und der Verfahrenssteu-

erung).2 

Zum einen wird die Legalplanung in Dänemark von einer sehr intensiven und aktiven Öffent-

lichkeitsarbeit begleitet, zum anderen bietet das dänische Rechtssystem weitere Rechtsschutz-

möglichkeiten, um den europa- und völkerrechtlichen Rechtsschutzanforderungen gerecht zu 

werden. Insofern sollte aus Sicht des NKR – auch am Beispiel Dänemarks – überlegt werden,  

• wie die bestehenden Planungsverfahren in Deutschland so ausgestaltet werden können, 

dass sie den lokalen und regionalen Belangen bei Großprojekten besser Rechnung tragen 

und damit die erhoffte Akzeptanz und Befriedung erreichen können  

• und unter welchen Voraussetzungen auch andere Rechtswege zur effizienten Überprü-

fung der materiell-rechtlichen Schutzgüter eröffnet werden könnten.  

Während die Integration einer aufsuchenden und aktiven Öffentlichkeitsarbeit in das Planfest-

stellungsverfahren durchaus realisierbar wäre, erscheint ein Umbau des deutschen Rechtssys-

tems eher unwahrscheinlich. Eine 1:1-Übertragung ist daher nicht möglich, dennoch kann das 

dänische Vorgehen als Vorbild dienen, wie auch in Deutschland große Infrastrukturprojekte 

schneller umgesetzt werden können. 

b)  Zum Antrag der Fraktion der FDP - Alle Möglichkeiten der Planungsbeschleunigung 

nutzen! (Drucksache 20/2225): 

Der NKR teilt die Einschätzung, dass der im November 2023 beschlossene Pakt zur Planungs-, 

Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung erhebliches Potenzial für eine spürbare Ver-

einfachung und Beschleunigung bietet und verweist hierzu auf seine NKR-Stellungnahme zum 

                                                
2 Stellungnahme des NKR zum Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren im Verkehrs-
bereich und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/1187 über die Straffung von Maßnahmen zur rascheren Verwirk-
lichung des transeuropäischen Verkehrsnetzes (BMDV), abrufbar unter https://www.normenkontroll-
rat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Stellungnahmen/DE/2023/nkr-nr-6612.html 

https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Stellungnahmen/DE/2023/nkr-nr-6612.html
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Stellungnahmen/DE/2023/nkr-nr-6612.html


 

 

SEITE 3 VON 4 Beschleunigungspakt3. Zudem begrüßt der NKR, dass Mitte 2024 30 % der Aufträge aus dem Pakt 

abgeschlossen sind und bei weiteren 50 % mit der Umsetzung begonnen wurde4. Jetzt kommt es 

darauf an, dass Bund und Länder in ihren Anstrengungen nicht nachlassen. Vor dem Hinter-

grund der anstehenden Bundestagswahl und der damit verbundenen Verzögerung bei der Um-

setzung der Maßnahmen in Bundesverantwortung bestärkt der NKR die Länder, die Maßnahmen 

in eigener Umsetzungsverantwortung zügig umzusetzen. Der NKR unterstützt daher ausdrück-

lich den Vorschlag eines zielstrebigen Vorangehens. Gleichzeitig wird der NKR der nächsten 

Bundesregierung empfehlen, nahtlos an die Arbeit der letzten Bundesregierung anzuknüpfen 

und die Aufträge des Bundes ebenfalls zügig umzusetzen.  

Der NKR teilt die Auffassung, dass insbesondere in der im Pakt vorgesehenen Einführung von 

Stichtagsregelungen und der Wiedereinführung der materiellen Präklusion großes Beschleuni-

gungspotenzial liegt. Allerdings sind die Möglichkeiten einer europa- und völkerrechtskonfor-

men Einführung solcher Maßnahmen nach aktueller Rechtslage begrenzt. Vor diesem Hinter-

grund empfiehlt der NKR eine zweigleisige Strategie: 

1. Einführung wirksamer und unionsrechtlich zulässiger Formen von Stichtagsregelungen 

und materieller Präklusion 

2. Gemeinsames Hinwirken von Bund und Ländern auf entsprechende weitergehende Zu-

lassung im Völker- und Europarecht 

Nach Einschätzung des NKR sollten darüber hinaus folgende Maßnahmen des Beschleunigungs-

paktes prioritär adressiert werden:  

• Reduzierung des Prüfumfangs (z.B. Bagatellschwellen bei der UVP-Pflicht, Anzeige- statt 

Genehmigungsverfahren) 

• Schaffung einheitlicher Standards für Natur- und Artenschutz 

• Antragskonferenzen bei komplexen Verfahren als Regelfall durchführen  

Aus Sicht des NKR führen die in dem Antrag vorgeschlagenen Fristverkürzungen nicht automa-

tisch zu einer Verfahrensbeschleunigung. Entscheidender ist der Grad der Verbindlichkeit von 

gesetzlichen Fristen (z.B. durch Genehmigungs- oder Zustimmungsfiktionen). Eine hohe Ver-

bindlichkeit setzt jedoch wiederum angemessene Bearbeitungs- und Entscheidungsfristen vo-

raus. Grundsätzlich können aus Sicht des NKR mögliche Instrumente, die den Druck auf die Be-

                                                
3Stellungnahme des NKR zu dem „Pakt für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung“ 
zwischen Bund und Ländern: https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Down-
loads/DE/Stellungnahmen/nkr-stellungnahme-beschleunigungspakt.html?nn=145276 
4Stand der Umsetzung des Pakts für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung“ zwi-
schen Bund und Ländern https://www.bundesregierung.de/re-
source/blob/992814/2293176/fd6633514b696c79ceaba8c5b35f91eb/2024-06-20-mpk-planungsbeschleuni-
gung-bericht-data.pdf?download=1  

https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Stellungnahmen/nkr-stellungnahme-beschleunigungspakt.html?nn=145276
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Stellungnahmen/nkr-stellungnahme-beschleunigungspakt.html?nn=145276
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/992814/2293176/fd6633514b696c79ceaba8c5b35f91eb/2024-06-20-mpk-planungsbeschleunigung-bericht-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/992814/2293176/fd6633514b696c79ceaba8c5b35f91eb/2024-06-20-mpk-planungsbeschleunigung-bericht-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/992814/2293176/fd6633514b696c79ceaba8c5b35f91eb/2024-06-20-mpk-planungsbeschleunigung-bericht-data.pdf?download=1


 

 

SEITE 4 VON 4 hörden erhöhen (Fristverkürzungen, Genehmigungsfiktion etc.), nur ein letzter Baustein in ei-

nem größeren Gesamtportfolio von Maßnahmen sein. Im Fokus sollten zunächst die Entlastun-

gen (z.B. Reduzierung des Prüfumfangs, s.o.) und Steigerung der Effizienz der Vollzugsebene (z.B. 

Digitalisierung, s.u.) stehen. Dabei ist die bei den Praktikerinnen und Praktikern im föderalen 

Vollzug vorhandene Expertise stärker als bisher zu würdigen. 

Ferner sieht der NKR in der konsequenten Digitalisierung von Genehmigungsverfahren einen 

wichtigen Hebel, um den Verwaltungsaufwand zu reduzieren und dadurch Verfahren zu be-

schleunigen. Bislang fehlt es jedoch bundesweit an Schnittstellen sowie gemeinsamen Software- 

und Cloudlösungen. Statt den Einsatz von Künstlicher Intelligenz zu priorisieren, sollte der Fo-

kus daher zunächst auf den technischen und rechtlichen Grundlagen liegen. Für die Verwal-

tungsdigitalisierung folgt daraus, dass Digitalisierung und Standardisierung eng zusammenge-

dacht werden müssen, um die Kompatibilitätsprobleme zu überwinden.5  

Konkret für Planungs- und Genehmigungsverfahren sollte es mittelfristiges Ziel sein, unter Ein-

beziehung der Vollzugsebene, eine digitale Plattformlösung zu etablieren, über die Anträge und 

Unterlagen eingereicht, geprüft und zurückgesendet werden können und die Öffentlichkeitsbe-

teiligung gesteuert und koordiniert werden kann. Innerhalb eines solchen Rahmens kann dann 

möglicherweise weiteres Beschleunigungspotenzial durch unterstützenden Einsatz künstlicher 

Intelligenz gehoben werden (z.B. automatisierte erste Plausibilitätsprüfung der Anträge, Zusam-

menfassung oder Markierung der wichtigsten Daten eines Gutachtens, Vorformulierung von 

Textbausteinen). 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                
5 Positionspapier des NKR zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie 
weiterer Vorschriften: https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Down-
loads/DE/Positionspapiere/ozg-positionspapier.pdf?__blob=publicationFile&v=14  

https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/ozg-positionspapier.pdf?__blob=publicationFile&v=14
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/ozg-positionspapier.pdf?__blob=publicationFile&v=14



